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Morgen, Kinder,
wird's nix geben!
"Fröhliche Weihnachten" schallt es überall. Fröh-
lich ist der Einzelhandel. Fröhlich sind wohl auch 
Peter Hartz und seine Gesinnungsgenossen.
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Von Frohsinn angesichts Weihnachts-
schmaus und Weihnachtsgeschen-
ken ist bei uns Erwerbslosen nichts 
zu spüren. Die erwerbslose Mutter 
hat bis Weihnachten wiederholt ih-
ren Liebsten erklärt „das können 
wir uns nicht leisten, aber viel-
leicht finden wir bei der Tafel was 
Leckeres“. Die Kinder hören nicht 
auf, sich etwas zu wünschen.

Gutmenschen ...
... bieten Einzelnen Geschenkaktio-
nen an. Zu Weihnachten fällt das Al-
mosengeben besonders leicht. Für 
Erwerbslose bedeutet Weihnachten 
drei Tage Langeweile und permanen-
tes Ablehnen eigener oder fremder 
Wünsche. Weihnachten bedeutet 
auch: keine Gäste einladen zu kön-
nen, keine Geschenke machen zu 
können, kein Fest feiern zu kön-
nen, auf Gutmenschen angewiesen 
zu sein und die eigene Würde zu 
verlieren. Erwerbslose können 
auch Weihnachten nicht chancen-
gleich an der Gesellschaft teilha-
ben.

Weihnachten gestrichen 
Das Fest ist für Erwerbslose man-
gels Masse gestrichen. Verurteilte 
Wirtschaftsstraftäter mit den „richti-
gen“ Verbindungen und genügend 
Kapital, wie Peter Hartz (zur Erinne-
rung: verurteilt wegen Untreue 
und Begünstigung) können sich 
scheinbar alles erlauben. Sie fallen 
immer weich und kennen keine Ar-
mut.

Doch Armut ist ein strukturelles Pro-
blem. Es lässt sich mit Almosen 
und Gutmenschentum nicht lösen.

Respekt der Gesellschaft
Wir haben das Recht auf ein men-
schenwürdiges Leben. Auch zu Weih-
nachten. Hier geht es nicht darum, 
ein Plädoyer für den Konsumrausch 
am Jahresende zu halten. Es geht 
um Teilhabe am „normalen" Leben, 
um Chancengleichheit, Respekt 
und Selbstachtung. Es geht auch 
darum, Beziehungen zu pflegen 
und sich als vollwertiges Mitglied 
der Gesellschaft zu fühlen. Und 
das nicht nur zu Weihnachten.

Ausgrenzung zum Fest der Liebe
Doch gerade zu Weihnachten erle-
ben Erwerbslose konzentriert Aus-
grenzung, Wertlosigkeit und 
Einsamkeit. „Die schönste Zeit des 
Jahres“ wird zur Horrorphase voller 
Scham, deutlicher Armut und nicht 
selten Hoffungslosigkeit. Wir wol-
len keine Almosen! Wir wollen, was 
uns zusteht.

Menschenwürdiges Dasein
Und was uns zusteht beschreibt 
das SGB I unmissverständlich:
„Das Recht des Sozialgesetzbuchs 
soll zur Verwirklichung sozialer Ge-
rechtigkeit und sozialer Sicherheit 
Sozialleistungen einschließlich sozia-
ler und erzieherischer Hilfen gestal-
ten. Es soll dazu beitragen, ein 
menschenwürdiges Dasein zu si-
chern, gleiche Voraussetzungen für 

die freie Entfaltung der Persönlich-
keit, insbesondere auch für junge 
Menschen, zu schaffen, die Familie 
zu schützen und zu fördern (…).
(Abs. 1, § 1 Aufgaben des Sozialge-
setzbuchs)

Aber da passt es wieder: Der Staat 
schafft zwar Gesetze, aber ob und 
wie er sie anwendet, bleibt alleine 
in der Willkür des Staates.

Es sei denn, wir kümmern uns dar-
um! (dru)

Bild: Felix Scheinberger
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Bezugsquellen
Wir verteilen den KEA vor der 
Arbeitsagentur Luxemburger Str. 
und anderen Agenturen/ARGEn. Zu-
dem liegt der KEA u.a. hier aus:

Naturfreundehaus, Kapellenstr. 9a 
(Kalk)

Berichte / Briefe
Ihr habt etwas Unglaubliches in der 
ArGe oder der Agentur erlebt? Ihr 
wolltet schon immer mal die Presse 
einschalten, doch die Presse igno-
riert Euch? Schreibt uns per Email 
oder Post. Adressen siehe oben.

Offenes Treffen
Jeden Donnerstag veranstalten wir 
ein offenes Treffen für Inter-
essierte: Beginn: 17:00 Uhr pm 
Naturfreundehaus, Kapellenstr. 94 
lle).

● Mieten müssen grundsätzlich voll bezahlt werden! Umzug kann nicht immer verlangt werden! ●

Es geht auch ohne 
1-€-Jobs!
SSK - Sozialistische Selbsthilfe Köln

Salierring 37/41 (nähe Barba-
rossapl.)  Tel. Köln 21 31 75. Ge-
brauchtmöbel und Trödelladen Di-Fr 
10-13 Uhr und 14-18 Uhr. Sa 11-14 
Uhr (nur Möbellager). 

www.sozialistischeselbsthilfekoeln.de

Kölner Erwerbslosen-Anzeiger — November/Dezember 2009 — Seite 2

Fakten zur Kinderarmut 
mit Hartz IV
Mit Hartz-IV hat die Kinderarmut in der Bundesrepublik Einzug gehalten. Nach 
einer Studie des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes (DPWV) hat die Einführung 
von Hartz-IV zum Beginn des Jahres 2005 die Zahl der von Armut betroffenen 
Kinder auf 1,7 Millionen hochschnellen lassen.

Nach Berechnungen verschiedener Verbän-
de leben über 1,5 Millionen Kinder auf  So-
zialhilfeniveau. Weiter schätzt man 
200.000 Betroffene hinzu. Das wiederum 
sind Kinder, die zwar ein Anrecht auf eine 
Leistung der Sozialhilfe bzw. Hartz-IV hät-
ten, diese jedoch nicht in Anspruch neh-
men. Insgesamt leben 14,2 Prozent der 
Kinder in Deutschland in Armut - das ist je-
des 7. Kind!

In etlichen Städten wird sogar die 30-Pro-
zent-Marke überschritten. Auch in West-
deutschland sind für einige Städte 
horrende Zahlen zu registrieren. In Zah-
len machen in Westdeutschland 12,4 % 
und in Ostdeutschland satte 23,7% die 
Kinderarmutsrate aus.

Für Kinder, die von Arbeitslosengeld II 
oder Sozialhilfe leben müssen, ist vieles 
Tabu, was für andere selbstverständlich 
ist. Zum Beispiel: Musikunterricht, Turnen 
im Sportverein, Zoobesuch oder Compu-
terkurs.

Wie kann Deutschland es sich leisten, 1,7 
Millionen Kinder auf einem Einkommensni-
veau zu belassen, das ihnen schlicht die 
Zukunftschancen nimmt?

Wir fordern deshalb: In Zukunft muss es 
beim Bezug von Arbeitslosengeld II und 
Sozialgeld wieder die Möglichkeit geben, 

einmalige Leistungen für besondere Aus-
gaben zu gewähren, etwa anlässlich der 
Einschulung. Schulranzen, Schultüte, 
Turnbeutel, Turnkleidung, Federmappe 
und Schreibhefte addieren sich schnell zu 
180 Euro. Wie soll dies bei einem Kinder-
Regelsatz von 207 Euro im Monat bestrit-
ten werden?

Sozialhilfe, Arbeitslosengeld II und Sozial-
geld müssen um wenigstens 19 % er-
höht werden, damit von Bedarfsdeckung 
gesprochen werden kann. Darüber hin-
aus braucht Deutschland ein Bildungs- 
und Erziehungssystem, das es schafft, 
auch für Kinder aus bildungsfernen Famili-
en Chancengerechtigkeit herzustellen.

Von anderen Experten wird sogar eine Er-
höhung um 70 bis 150 Euro als zwingend 
notwendig gefordert, um zumindest eine 
ausgewogenen Ernährung der Kinder si-
cher zu stellen und ihre Armut erträglich 
zu machen. Je dunkler und kälter es 
wird, desto stärker ist die Kinderarmut in 
Deutschland vorhanden. Gerade jetzt in 
der Weihnachtszeit ist wohl der glaube an 
Gott größer als an das mittlerweile demo-
ralisiertes Wertesystem des Deutschen 
Staates in Bezug auf seine Kinder.

Eine frohe Weihnacht 2009 werden dem-
nach sicherlich die wenigsten „Hartz-IV-
Kinder" erleben dürfen.    Tamara Schorn

Über den Prozess (siehe Seite 6) berich-
ten zwei Zeitungen:

Kölner Stadt-Anzeiger (KStA) und Neue 
Rheinische Zeitung (NRhZ).

Der KStA titelt: "Tumult in der Agentur 
für Arbeit", die NRhZ: "Lösung sozialer 
Konflikte in der ARGE mit Polizei- und 
Justizrepression?" Da schenit es schon 
Unterschiede in der Sichtweise zu ge-
ben.

Weiter heißt es:
KStA: "Wüsten Tumult gab es am 9. Ju-
ni in der Agentur für Arbeit, als der Ver-
ein „Kölner Erwerbslose in Aktion„ 
(KEAs) gegen den Umgang mit einer 
Hartz-IV-Empfängerin protestierte. Tu-
multartig verlief auch die Verhandlung 
im Amtsgericht, in der es um die Vorfäl-

le ging." Schon nett formuliert, doch, 
doch.

NRhZ: "Das Gerichtsverfahren im voll-
besetzten Saal des Amtsgerichts am 
Montag gegen zwei Aktivisten der "Köl-
ner Erwerbslosen in Aktion" (KEAs) 
lässt sich nur bei sehr guter Laune als 
Farce oder Gerichtsposse bezeichnen. 
Manche interpretierten es danach als 
"Vorboten", wie dieses Land künftig 
mit seinen sozialen Problemen umge-
hen wird." Auch nicht schlecht formu-
liert und dann auch noch Inhalte, Kritik 
gar, transportiert. Klar, das geht im KS-
tA nicht.

Den KStA-Artikel (www.die-
keas.org/w10) kann man lesen, den 
von der NRhZ (www.die-keas.org/w11) 
muss man lesen! (jlk)

Zeitungen...



Nur die halbe Miete 2
In der letzten Folge haben wir die Grundlagen der Kosten der Unterkunft dargelegt. Hier nun die Fortsetzung.

Wenn die Wohnung teurer ist
Die Stadt Köln gibt eine "nicht abschlie-
ßende" Liste von Umständen an, die 
ein Abweichen von den Richtwerten be-
gründen können:

Gesundheitliche Beeinträchtigungen; 
Pflegebedürftigkeit; Behinderungen, ins-
besondere Gehbehinderungen; lange 
Wohndauer bei älteren Menschen; nur 
kurzzeitige/absehbare Hilfebedürftig-
keit; Menschen, die auf bestimmte so-
ziale Bezüge und Kontakte in ihrem 
Wohnumfeld angewiesen sind (z.B. 
suchtkranke Menschen, Versorgung 
durch Nachbarschaftshilfe); Vermei-
dung von Wohnungslosigkeit; Umstän-
de, die die Annahme rechtfertigen, 
dass eine Eingliederung in Arbeit vom 
Erhalt des Wohnraumes abhängig ist; 
Familie mit Kindern, denen ein mit ei-
nem Umzug verbundener Schulwech-
sel nicht zumutbar ist. [KdU-Richtlinie]

Die KdU-Richtlinie sieht Sonderregelun-
gen für Wohnungen des Sozialen Woh-
nungsbaus und für stark 
körperbehinderte Menschen sowie Roll-
stuhlfahrer vor.

Heizkosten
Die Stadt Köln gibt auch für die Heizkos-
ten Richtwerte an, obwohl dies recht-
lich sehr umstritten ist. Immerhin hat 
sie die frühere Höchstgrenze in „Nicht-
prüfungsgrenze“ umbenannt. Wenn die 
Heizkosten darunter liegen, sollen sie 
einfach akzeptiert werden. Liegen sie 
darüber, muss im Einzelfall geprüft wer-
den.

Diese „Nichtprüfungsgrenze“ beträgt 
1,30 Euro pro Quadratmeter Wohnflä-
che (Vorsicht, die Stadt Köln spricht 
hier nur von angemessener Wohnflä-
che und hält sich hiermit ein Hintertür-
chen offen). Für immungeschwächte 
Menschen und kranke Menschen mit 
entsprechendem Attest beträgt die 
Grenze 1,60 pro Quadratmeter (ange-
messener) Wohnfläche. Das Attest 
reicht aus, es soll nicht der medizini-
sche Dienst der ARGE eingeschaltet 
werden („Die Entscheidung hierüber 
trifft der Standort nach Vorlage ärztli-
cher Unterlagen in eigener Zuständig-
keit.“ [KDU-Richtlinie]). 

Die KDU-Richtlinie legt fest: „Liegen 
die Heizkosten über der Nichtprüfungs-
grenze und/oder werden durch die Leis-
tungsberechtigten Anhaltspunkte 
vorgebracht, die ein Abweichen vom Re-
gelbetrag rechtfertigen würden, ist zu-
nächst zu klären, ob im Einzelfall 
Anhaltspunkte erkennbar oder gege-

ben sind, die ein Abweichen von der 
Nichtprüfungsgrenze rechtfertigen 
oder ob evtl. unwirtschaftliches Heizver-
halten der Grund für die erhöhten Heiz-
kosten sind. 

Diese Prüfung ist im Rahmen der Amts-
ermittlungspflicht grundsätzlich auch 
ohne Hinweis oder Antrag der Leistungs-
berechtigten vorzunehmen, wobei je-
doch ein klärendes Gespräch mit den 
Leistungsberechtigten hilfreich bzgl. 
des Ansatzes und der Richtung der Prü-
fung ist.“ 

Die Regelungen bei Überschreiten der 
„Nichtprüfungsgrenze“ sind umfang-
reich, ebenso die Regelungen für Hei-
zen mit Strom oder Kohle 
(Einzelheizungen, Etagenheizungen). 
Akzeptiert die ARGE nicht die vollständi-
gen Kosten, so sollte eine Beratungs-
stelle aufgesucht werden.

Warmwasserkosten
Die Kosten für die Warmwasserberei-
tung müssen aus dem Regelsatz bes-
zahlt werden und gehören nicht zu den 
Kosten der Unterkunft.

Existiert eine verbrauchsabhängige Ab-
rechnung (Warmwasserzähler), so 
geht die ARGE davon aus, dass die ge-
samten Warmwasserkosten 
laut Heizkostenabrechnung 
selbst zu zahlen sind. Um-
stritten ist, wie bei gemisch-
ter Abrechnung der 
Warmwasserkosten (z.B. 
50% nach Verbrauch und 
50% nach Personen) zu ver-
fahren ist. Ebenso ist um-
stritten, wer die Kosten des 
Warmwasserzählers (Grund-
gebühren) zu zahlen hat. Be-
raten lassen!

Wird nicht verbauchsabhän-
gig abgerechnet, der Warm-
wasserverbrauch also 
geschätzt und/oder auf die 
Anzahl der Personen oder 
die Wohnungsgröße umge-
legt, so werden von den 
Heizkosten pauschale Beträ-
ge abgezogen. Man muss 
dann nur diese Beträge aus 
eigener Tasche zahlen.

Für Personen im Alter von 0 
bis 6 Jahren, die einen Re-
gelsatz von 215 Euro erhal-
ten, wird ein Betrag von 
4,07 Euro angesetzt. Hier 
die weiteren Beträge (Regel-
satz/Abzug): 251,00/4,75; 

287,00/5,43; 323,00/6,11; 359,00/6,79.

Kaltnebenkosten
Die sonstigen Nebenkosten (Müll, 
Grundsteuer usw.) gehören zu den 
Kosten der Unterkunft und werden 
komplett übernommen.

Zahlung der Miete
Hier zitieren wir einfach die KDU-Richt-
linie:

„Die Kosten der Unterkunft sind grund-
sätzlich mit der übrigen Leistung zur 
Sicherung des Lebensunterhaltes an 
die/den Leistungsberechtigte/n auszu-
zahlen. 

Bestehen jedoch berechtigte Zweifel 
an der zweckgemäßen Verwendung 
der Unterkunftskosten durch die/den 
Leistungsberechtigte/n (z.B. Mietrück-
stände - auch in der Vergangenheit -, 
unpünktliche Mietzahlung) oder äußert 
die/der Leistungsberechtigte den ent-
sprechenden Wunsch, ist die Miete 
[...] an den Vermieter oder andere 
Empfangsberechtigte zu zahlen (§ 22 
Abs. 4 SGB II). “

In  der  nächsten  Ausgabe: Zu hohe 
Miete, Umzug, U25. (jlk)

Ach hören sie mir doch auf mit 
ihrer Warmwasserpauschale!
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Infos  &  H ilfe
Be ratungs ste lle n
ABC H öh e nh aus , Von-K e tte le r-Str. 
2, 51061 Köln-H öh e nh aus , Te l. 
646641 

Ech o, Abe ndroth str. 20-22, 50769  
Köln-Se e b e rg, Te l. 7008703

KALZ , DGB-H aus , H ans -Böck le r-Pl. 
1, 2. O G., Te l. 5461074

Vingste r Tre ff, W ürzburge r Str. 11 
a, 51103 Köln-Vingst, Te l. 875485.

Be sch w e rde ste lle  ArGe  Köln
Fe h le rh afte  ALG II-Be sch e ide ? Pro-
ble m e  m it de m /de r Sach b e arb e i-
te r/in? »ve rsch w unde ne « Unte r- 
lage n? k e ine n pe rsönlich e n An-
spre ch partne r? H ie r finde n Sie  die  
Be s ch w e rde ste lle  de r ArGe : in de r 
Age ntur für Arb e it Luxe m burge r 
Str., 10. Stock . 

Buch stabe  A, D, L- R, V, Y: Frau 
Gre ve rs -Pie ck , Z i. 1030, Te l. 0221-
9 429 -8381. 

Buch stabe  B, S, T, W, X: H e rr H e rzo-
ge nrath , Z i. 1017, Te l. 0221-9 429 -
8210. 

Buch stabe C, E-K, U, Z : H e rr Gott-
sch lich , Te l. 0221-9 429 -8378, Z i. 
1001.

Kölne r Montagsde m o
Je de n Montag 18:00 vor de m  Dom .

Abk ürzunge n
ALG-II: Arb e itslos e nge ld II (auch  
H artz-IV ge nannt) •  ArGe : Arb e its -
ge m e insch aft zw isch e n de r Ge -
m e inde  und de r Arb e itsage ntur •  
Az: Ak te nze ich e n •  BA: Bunde s -
age ntur für Arb e it •  BSG ode r Bso-
zG: Bunde s s ozialge rich t •  BT- 
D ruck s ach e : Bunde stags -D ruch s a-
ch e  •  D iMa: D is ab ility Manage m e nt 
de r ARGE [D is ab ility = Be -
h inde rung] •  K EA: Kölne r Erw e rbs -
los e n-Anze ige r •  D ie  K EAs  e .V.: 
Kölne r Erw e rbslos e  in Ak tion e .V. •  
PAP: Pe rsönlich e r Anspre ch partne r 
•  SGB: Sozialge s e tzbuch  

 
 

Ärger mit der 
ARGE? 
Die KEAs bieten jeden Mittwoch von 
11:00 bis 14:00 im Rahmen ihrer 
Selbsthilfe eine Hartz-IV-Beratung 
an. Diese findet statt in den Räumen 
des Naturfreundehauses Kalk in der 
Kapellenstr. 9a 
Kalk (U »Kalk Kapelle «, Linien 1; 9 
und 159 ). 

HPs 

Notizen 
Hire and fire 

28. Oktober 2009 bis 30. November 
2009 war Dr. Franz Josef Jung Bun-
desminister für Arbeit und Soziales 
der Bundesrepublik Deutschland. 
Seine Nachfolgerin ist Ursula Gertrud 
von der Leyen (geb. Albrecht). 
 

Arm aber glücklich? 
Die INSM (Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft) versucht den Men-
schen seit neuestem klar zu machen, 
dass Geld nicht alles sei und erstellt 
nun ein so genanntes „Glücks-BIP“. 
Das Bruttoinlandsprodukt sei kein 
verlässlicher Indikator mehr für un-
seren Wohlstand.  
Das Bruttoinlandsprodukt (Abkür-
zung: BIP) gibt den Gesamtwert aller 
Güter (Waren und Dienstleistungen) 
an, die innerhalb eines Jahres inner-
halb der Landesgrenzen einer Volks-
wirtschaft hergestellt wurden und 
dem Endverbrauch dienen. 
Die Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft, Kurzform INSM, ist eine 
im Jahr 2000 vom Arbeitgeberver-
band Gesamtmetall gegründete so-
wie von weiteren Wirtschaftsverbän-
den und Unternehmen, getragene 
Organisation, die das Ziel verfolgt, 
die deutsche Öffentlichkeit von 
„marktwirtschaftlichen Reformen“ zu 
überzeugen. Nach Ansicht des Poli-
tikwissenschaftlers Claus Leggewie 
meine die INSM weniger soziale 
Marktwirtschaft als vielmehr 
kapitalistische freie Marktwirt-
schaft. In diesem Sinne propagiere 
sie Entstaatlichung „gegenüber Jour-
nalisten, gegenüber Schulen, um 
damit die Gesellschaft für das Thema 
der Entstaatlichung und Privatisie-
rung bereit zu machen.“ Nach An-
sicht des Journalisten Thomas Leif 
gehe es der INSM im Kern um „die 
Flankierung von Wirtschaftsinteres-
sen durch PR-Maßnahmen. Der INSM 
Watchblog will die „Neoliberale Pro-
paganda schonungslos entlarven“. 
Wer ins Netz kommt schaut mal: 
http://insmwatchblog.wordpress.com 
 
 

 „Protest ist, wenn ich  
sage, das und das passt 
mir nicht.  
 
Widerstand ist, wenn ich 
dafür sorge, dass das, was 
mir nicht passt, nicht län-
ger geschieht.“ 

U. Meinhof (1934-1976) 

  
 

 
 

 
 
 
 

 
Die Hälfte unzufrieden 
mit dem Einkommen 

29,3 Prozent der deutschen Berufs-
tätigen sind unzufrieden mit 
ihrem Arbeitsverhältnis, besagt eine 
aktuelle bundesweite Studie 
der Deutschen Vermögensberatung 
(DVAG) in Zusammenarbeit mit TNS 
Emnid. "Das Berufs-Barometer 2009 
zeigt: 70,7 Prozent der Befragten 
sind mit ihrem Beruf zufrieden 
Schlechte Noten erhält unter ande-
rem der Aspekt Verdienst: Hier 
geben mit 48,9 Prozent knapp die 
Hälfte der Studienteilnehmer an, 
weniger zufrieden bis unzufrieden zu 
sein. 

Streit unter  
Erwerbslosen? 

Viele Erwerbslose, die sich im Kampf 
gegen die Hartz-Gesetze engagieren 
wollen, sind verunsichert sobald sie 
im Internet mit der Recherche be-
ginnen. Auf den ersten Blick macht 
es den Eindruck als seien die ver-
schiedenen Erwerbsloseninitiativen 
miteinander heillos zerstritten. Tat-
sächlich jedoch handelt es sich um 
augenscheinlich gezielt gesteuerte 
Störfeuer einzelner. Diverse Foren-
Beiträge und Artikel lassen schon an 
Hand von Formulierungen und Ar-
gumentationssträngen auf immer 
denselben Absender schließen. Es ist 
schade, dass man sich auf so eine 
Art öffentlich bekämpft, anstatt im 
Kampf gegen Hartz IV zusammenzu-
halten. Der Kampf kann nur erfolg-
reich sein, wenn alle die, die die 
Notwendigkeit erkannt haben, dass 
etwas geschehen muss, zusammen-
stehen. Hierbei findet auch jede ein-
zelne Initiative ihre eigene Form des 
Widerstandes. Zu beurteilen welche 
Form die richtige ist, steht uns erst 
zu, wenn HARTZ IV wieder abge-
schafft ist.        
 

Zum Menschenbild der 
FDP 

Bremens FDP-Chef Dr. Oliver Möl-
lenstädt (31 Jahre)drischt typische 
Stammtisch-Phrasen: „Eine Erhö-
hung des Regelsatzes werden die 
Empfängerinnen eher in den nächs-
ten Schnapsladen tragen, als diesen 
in Vorsorge und selbstbestimmte 
Familienplanung zu investieren.” 

 



Die Polizei, die 
Polizei, die hat 
immer Recht
Zwei 'Zahltag!'-Aktivisten wurden zur Zahlung von 450,- und 400,- Euro verdon-
nert. Über 60 Mitstreiter verfolgten den Prozess und belagerten im Vorfeld die AR-
GE mit einem Umsonst-Flohmarkt, Live-Musik und einem Frühstücksbuffet.

Man kann es auch anders sagen: Wer die Polizei zuerst ruft und dieser zuerst mit-
teilt, dass man im Recht sei, hat offenbar sehr gute Chancen, dies auch mit Hilfe 
der Staatsanwaltschaft vor Gericht durchzusetzen. So geschehen am 9. Juni 2009 
in der ARGE Mitte.

Irgendjemand rief die Polizei in die ARGE. 
Der ARGE-Geschäftsführer war es nicht, 
die Standortleiterin Mitte war es auch nicht 
und auch die als Zeugen geladenen Polizis-
ten, inkl. eines Einsatzleiters, vermochten 
heute nicht zu sagen, wer sie gerufen hat-
te. Aber offenbar glaubte man, es sei die AR-
GE gewesen, denn die Aufnahme einer 
Anzeige wegen „unterlassener Hilfeleis-
tung„ oder aber auch nur die Anhörung der 
heute Angeklagten wurde damals von der 
Polizei verweigert. Diese ergriff sofort und 
bedingungslos Partei für – wie es vom Ein-
satzleiter heute wörtlich vorgetragen wurde 
- „Eine Frau, die das Hausrecht ausüben 
durfte." Durfte sie? "Doch, ich hatte die 
Frau vorher gefragt."

Die Polizei...
Also, liebe 'Zahltag!'-Aktive: Das nächste 
Mal bitte noch vor der ARGE die Polizei anru-
fen und bereits am Telefon geltend ma-
chen, dass man ein berechtigtes Anliegen 
durchsetzen lassen möchte. In wie weit das 
Anliegen tatsächlich berechtigt ist, scheint 
die Polizei offenbar ohnehin nicht zu interes-
sieren. Man muss nur schneller sein, als 
der vermeintliche Gegner!

Der Staatsantwalt...
Damals ging es um eine Betroffene, die drin-
gend Geld für Insulin benötigte und auch 
der Staatsanwalt erkannte heute die Mög-
lichkeit einer lebensbedrohlichen Situation 
an. Nichts desto trotz schien es ihm nicht 
von Belang, warum weder die Sachbearbei-
terin, noch die Standortleiterin, noch die Poli-
zisten vor Ort sich der Sache angemessen 
annahmen. Während des Plädoyers der An-
klage verließen viele Zuschauer empört 
den Gerichtssaal, weil die naive Weltsicht 
des Staatsanwaltes in Sachen ARGE bzw. 
Hartz IV als äußerst zynisch gewertet wer-
den kann. „Der Frau wurde geholfen", aber 
er weiß nicht und will nicht würdigen, dass 
dies nur möglich war, weil zahlreiche Bei-

stände – nach zuvor erfolglosen Gesprä-
chen – entsprechenden Druck aufbauten.

Die Standortleiterin...
Die Standortleiterin wird vielleicht zwischen-
zeitlich wissen, was sie alles falsch gemacht 
hatte damals. Die Umstände des Verlaufs 
am besagten 9. Juni gab sie jedoch nur un-
genau und teilweise unwahr wieder. Dass 
die Polizisten offenbar von solchen Einsät-
zen keine Protokolle anfertigen und sich 
dann ebenfalls nur noch lückenhaft und oh-
ne Namensgedächtnis für entscheidungsbe-
fugte Personen erinnern, grenzt an 
Dilettantismus.

Ermittelt, so scheint's, wurde offenbar auch 
nicht. Weder die Standortleiterin, noch der 
Staatsanwalt konnten die „Aktion" richtig 
einordnen. Da war immer wieder von „den 
KEAs" die Rede, von „Beiständen" und von 
„Aktionstagen", zu einem solchen am 9. Ju-
ni aufgerufen worden sei. Dem aber war 
nicht so und jeder, der wollte, hätte seit lan-
gem die Umstände und Hintergründe auf 
unserer Homepage recherchieren können.

In der Praxis verselbstständigen sich gewis-
se Strategien sowohl der solidarischen Bei-
stände im Umgang mit der ARGE, als auch 
die der ARGE mit den Beiständen. Und dies 
geschieht gerade auf Ebene der Standortlei-
ter nicht immer auf Konfrontationskurs. Die 
Standortleiterin freilich, ist damit noch nicht 
allzu erfahren.

Nichts verstanden
Ein Prozess-Beobachter, der ebenfalls am 
9. Juni vor Ort war, konnte nur noch mit 
dem Kopf schütteln: „Sicher ist es ähnlich 
abgelaufen, wie von der Standortleiterin 
und den Polizisten dargestellt, aber eben 
nur ähnlich. Die lebensbedrohliche Situati-
on auf der einen Seite, die unterlassene Hil-
feleistung auf der anderen und das 
unangemessene Verhalten der Polizei wer-

den aber tunlichst ausgeblendet. Statt des-
sen unterstellt man uns eine konzertierte 
Spaß-Aktion, was der realen Situation und 
der Zeugenaussage der betroffenen Frau 
total widerspricht. Wenn man sieht, wie 
ARGE, Polizei, Staatsanwaltschaft und Ge-
richt hier Hand in Hand gehen, müssen wir 
konstatieren, in der Agenda 2010 ange-
kommen zu sein. Basta!"

... lasst uns lieber Kämpfen gehen

So sparten sich denn auch die solidari-
schen Zuschauer die Urteilsbegründung 
des Richters, der mal eben noch ein paar 
Tagessätze höher ging, als vom Staatsan-
walt gefordert und verließen unter Protest 
den Saal. Jemand sagte achselzuckend: 
"Wir sind die Verlierer. Das war uns doch 
vorher klar. Also lasst uns lieber gehen und 
lasst uns kämpfen!"

Dass der Gerichtssaal 33 im Amtsgericht 
Köln stets von ca. sieben Polizisten bela-
gert war und zudem Einsatzkräfte einer 
Hundertschaft vor der Tür warteten, kann 
gar nicht besser ins Bild passen.

Das Positive zum Schluss
Ermutigend hingegen das engagierte Ein-
gangsstatement der Angeklagten zu Be-
ginn ihrer „Einlassungen". Sie verstanden 
es sehr gut und überzeugend, solidarisch 
für alle Hartz IV-Betroffenen die „Anklage" 
zu erheben und stellten stets die richtigen 
Fragen an die eigentlich zu Verklagenden, 
wie die Standortleiterin.

Das Verhalten der Standortleiterin damals 
(aber auch heute) und dessen rechtliche 
Würdigung waren sicher nicht das Ende ei-
ner Auseinandersetzung, sondern eher de-
ren Beginn. (UK)

Vielen Dank für diese Courage!
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Offenbar als Reaktion auf einen Vor-
fall, wo es der Wachdienst unter-
band, dass jemand einer jungen 
Mutter mit Kleinkind eine Wartemar-
ke weitergibt und der sich erst kürz-
lich in der ARGE Köln-Mülheim 
ereignete, bildete sich heute vormit-
tag eine kleine 'Meute', die fleißig 
Wartemarken aus dem Automaten 
zog und diese nach Belieben unterein-
ander tauschte.

Bloß keine Polizei!
Reagierte die Security vor einigen Ta-
gen ziemlich schnell, bisweilen ge-
reizt, bis hin zum körperlichen 
Einsatz, standen die Wachmänner und 
-frauen heute eher etwas rat- und hilf-
los da. Erst recht, nachdem man die 
Standortleitung befragte, was nun zu 
tun sei. „Gar nichts" sei zu tun und: 
„Bloß keine Polizei!", hieß die klare An-
sage aus der Chefetage.

Ruhe! Ruhe?
Die 'Meute' nutzte nunmehr dieses 
"Mandat", in der Eingangzone laut 
mit den wartenden Menschen über 
den Grund ihrer Aktion zu diskutie-
ren. Es entstand eine angespannte, 
aber solidarische Atmosphäre, so 
dass sich die Security hin und wieder 

bemüht sah, die Leute laut um Ruhe 
zu mahnen. An Wartende und ARGE-
Mitarbeiter wurden Flyer verteilt, die 
das System von Kontrolle und Schi-
kane grundsätzlich in Frage stellten.

Ruhe!
"Ohne diese Aktion ...", meinte ein 
Wachmann, "wäre der Tag völlig ru-
hig verlaufen."

Aber eine "Ruhe", die bedeutet, ge-
duldig Wartezeiten zu ertragen we-
gen nix oder bestenfalls eine 
Eingliederungsvereinbarung zu unter-
schreiben oder eine Trainingsmaß-
nahme XY antreten zu müssen; eine 
"Ruhe", die uns geduldig einen Le-
bensmittelgutschein empfangen läßt, 
um den wir auf Knien betteln und 
um den wir auf Knien danken sollen, 
... kann auch eine Ruhe vor dem 
Sturm sein. (UK)

Lustiges Wartemarkentauschen in 
ARGE Mülheim
Eine KEA-Aktion am 26.11.2009. • Druck erzeugt Gegendruck: Das hat die 
Standortleitung der ARGE in Köln-Mülheim vielleicht schon begriffen, die dort noch 
neue Kötter-Security sollte es heute lernen.

Wartemarke
Nr.

56147
Sie werden aufgerufen!
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Freiheitlich demokratisch
grundordentlich und sauber

wirkt der ARGE Zauber
Der Wohlstandsmüll

wird zu Menschenmaterial
und manchmal sogar

ist das nicht wunderbar
und höchst sozial
durch Steigerung
der Arbeitsmoral

zu billigem Humankapital
Human Kaka Kakapipital.

(Stelzbock)

Überprüfungs-
antrag stellen!
Am 20.10.2009 verhandelte das Bun-
desverfassungsgericht (BVerfG) münd-
lich die anhängigen Verfahren zur 
Überprüfung der Verfassungskonformi-
tät bei der Bemessung von Regelleis-
tungen nach dem SGB II. Sollte das 
BVerfG die Verfassungswidrigkeit der 
Höhe der Regelleistungen feststellen, 
werden diese rückwirkend nur dann ge-
zahlt, wenn ein Überprüfungsantrag ge-
stellt wurde. Also unbedingt sofort 
einen solchen Antrag stellen! Vorlagen 
und weitere Informationen über Fristen 
für einen Überprüfungsantrag gibt es 
bei Tacheles: www.die-keas.org/w12
(dru)

Verschiedene Beratungsstellen und Anwäl-
te, die im Tacheles Adressverzeichnis ein-
getragen sind, haben mir berichtet, dass 
es bei ihnen eine telefonische Akquise der 
Fernsehfirma Solis TV für die RTL - Sen-
dung „Helena Fürst – Anwältin der Ar-
men“ gibt. Beschrieben wird das Ganze 
folgendermaßen: „Helena Fürst hilft dabei 
Betroffenen, die Probleme mit Sozialäm-
tern haben und möglicher Weise sogar Op-
fer von Beamtenwillkür geworden sind“. 

Die TV – Firma sucht Interessenten für ei-
ne Zusammenarbeit „selbstverständlich 
auf Basis eines Honorars“. 

Helena Fürst ist die ehemalige Sozialer-
mittlerin des Kreises Offenbach von 
der Sat1-Dokusoap "Gnadenlos ge-
recht". Mit dieser Sendung hat sie und 
Sat 1 rechtswidrige Hausbesuche und 
Behördenermittlungen gegen Hartz IV 
Empfänger salonfähig gemacht. Dass 

sie jetzt  als "Anwältin der Armen“ auf-
tritt, ist nur noch zynisch. 

Es wird klargestellt: es gab im Vorhinein 
keinerlei Absprache über diese Telefonak-
quise. Von meiner und von Seiten Tache-
les wird von einer Zusammenarbeit mit 
Frau Fürst dringend abgeraten, hier 
scheint Frau Fürst wieder einmal auf dem 
Rücken der Armen Profit machen zu wol-
len.               (Newsletter Harald Thomé)

Warnung vor RTL-Serie "Anwältin der Armen"




